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Benutzungs- und Verwaltungsregl

für die Stockwerkeigentumsverhältnisse an den Liegenschaften Staffelackerstrasse 2gl31 und gB in
Dietikon der Ueberbauung "lnneres Fondli", 1. Etappe

Gesetzesgrund 
lage für dieses

rischen
Reglement sind.die seit dem 1. Januar 1965 rechtskräftigen Artikel des Schweize-
Zivilgesetzbuches über Miteigentum und Stockwerkeigentum

Nt. 1 - 
Stockwerkeinheiten

6;e im Anhang beigefügte Liste enthält zu jeder der
ä4 einzelnen Stockwerkeinheiten die zutreffende

{ Wertquote in Promille.

Nl,2- Sonderrecht

gas Sonderrecht eines jeden Stockwerkeigentümers
hat alle Bauteile innerhalb seiner Stockwerkeinheit
zum Gegenstand, welche beseitigt oder umgestaltet
werden können, ohne daß dadurch der Bestand, die
Festigkeit, die konstruktive Gliederung oder die äus-
sere Gesialt des Gebäudes beeinträchtigt werden.

lm besonderen sind Gegenstände des Sonderrechtes:
die inneren Zwischenwände, soweit sie keine tragen-
de Funktion haben; die Bodenbeläge, die Verkleidung
der Wände und Decken, auch der gemeinschaftli-
chen; die Fenster und Türen, einschließlich der Woh-
nungstüre; alle eingebauten Schränke; Küchen- und
Sanitär-Einrichtungen; die Leitungen von ihren Ab-
zweigungen an zu den einzelnen Räumen der Stock-
werkeinheit, mit Ausnahme der Durchgangsleitungen.

Soweit die Sicherheit, die Gebrauchsfähigkeit, die
Zweckbestimmung oder das guie Aussehen der Lie-
genschaft nicht beeinträchtigt werden, kann jeder
Stockwerkeigentümer seine Stockwerkeinheit baulich
umgestalten. Mit den Arbeiten darf aber erst begon-
nen werden, wenn die Pläne von der Verwaltung ge-
nehmigt sind. Die Prüfung der Pläne, wozu die Ver-
waltung auch einen Architekten beiziehen kann, hat
sich auf die allfällige Beeinträchtigung von Sicherheit,
Gebrauchsfähigkeit und gutem Aussehen der Liegen-
schaft durch die vorgesehenen Bauten zu beschrän-
ken.

Art. 3 - Benutzungsbeschränkung

Die Stockwerkeinheiten dürfen nur zu Wohnzwek-
ken oder für ein stilles Gewerbe (2. B. Arzl-, Zahn-
arzt- oder Anwaltspraxis, etc.) verwendet werden.

Art. 6 - Verbotene Tätigkeiten

ln den Stockwerkeinheiten und gemeinschaftlichen
Räumen des Hauses darf keine Tätigkeit ausgeübt
werden, von welcher lästige oder schädliche Einwir-
kungen, wie Lärm, Erschütterungen, üble Gerüche
usw. ausgehen, oder die den guten Ruf des Hauses
beeinträchtigen können.

Art. 7 - Instandhaltungspllicht
des Stockwerkeigentümers

Der Stockwerkeigentümer ist verpf lichtet, seine Stock-
werkeinheit so zu unterhalten, wie dies nötig ist, da-
mit das Haus sein gutes Aussehen bewahrt und in
einwandfreiem baulichen Zustand bleibt.

Art.8 - Reparaturen

Der Stockwerkeigentümer hat den Vertretern und Be-
auftragten der Gemeinschaft den Zutritt zu seiner
Stockwerkeinheii zum Zwecke der Feststellung und
Behebung von Schäden sowie zu Erneuerungs- und
Umbauarbeiten an gemeinschaftlichen Teilen des Ge.
bäudes zu gestatten. Die lnanspruchnahme seiner
Stockwerkeinheit zu diesen Vorkehren soll mit mög-
Iichster Rücksicht und nicht zur Unzeit erfolgen.

Art. 9 - Verantwortlichkeit
für Mitbewohner und Mieter

Der Stockwerkeigentümer ist der Gemeinschaft und
jedem ihrer Glieder gegenüber verantwortlich für je-
de Störung und Beeinträchtigung, die verursacht wird
durch Personen, die zu seinem Haushalt gehören
oder denen er den Aufenthalt im Hause gestattet hat.
Vom Stockwerkeigentümer, dessen Mieter die Stö-
rung oder Beeinträchtigung verursachen, kann, wenn
wiederholte Reklamationen fruchtlos geblieben sind,
verlangt werden, daß er den Mietvertrag durch Kün-
digung oder gegebenenfalls durch Rücktritt aus wich-
tigen Gründen auflöse.

Art. 10 - Schranken
der Gemeinschaltsbenutzung

Jeder Stockwerkeigentümer ist berechtigt, die ge-
meinschaftlichen Teile des Gebäudes, d. h. alle die-
jenigen Teile, die nicht im Sinne von Art. 2 als Son-
derrechte ausgeschieden sind, sowie die gemein-
schaftlichen Anlagen und Einrichtungen zu benutzen,
soweit dies mit dem gleichen Recht jedes anderen
und mit den lnteressen der Gemeinschaft vereinbar
ist.

Art. 11 - Sonderbenutzungsrechte
an gemeinschaftlichen Anlagen

1. Alle Wohnungseigentümer haben das ausschließ-
liche Benützungsrecht eines Kellerabteils im Erd-
geschoß der Häuser 2 und 5 resp. im Unterge-
schoß des Hauses 2. Die Abteile sind im Auftei-
lungsplan mit den Nummern der Stockwerkein-
heiten eingezeichnet, zu denen sie gehören.
Soweit sich die Abteile in den Luftschutzkellern
befinden, sind sie in Gefahrenzeiten der Stock-
werkeigentümergemeinschaft zur Verfügung zu
halten und gegebenenfalls zu räumen. Die Stock-

Art. 4 - Benutzungsfreiheit

In der Benutzung aller Räume seiner Stockwerkein-
heit ist jeder Stockwerkeigentümer frei und nur den
tsescl'rränkungen unterworfen, welche nötig sind, da-
mit jeder andere Stockwerkeigentümer im gleichen
tsenutzungsrecht nicht gestört wird und die lnter-
essen der Gemeinschaft nicht beeinträchtigt werden.

Art. 5 - Schranken der Benutzung

lJntersagt ist dem Stockwerkeigentümer jede Art der
Benutzung, wodurch die gemeinschaftlichen Bauteile
oeschädigt oder in ihrer Funktion beeinträchtigt wür-
0en, der Wert oder das gute Aussehen des Hauses
eine Einbuße erleiden oder andere Stockwerkeigen-
lilmer durch übermäßige Einwirkungen belästigt öder
geschädigt würden.
Zum Beispiel ist es ihm untersagt, den ihm zu Sonder-
techt zugeschiedenen Bauteilen, wie Fenstern, Balko-
rlen usw. durch Anbringen von Aufschriften, Rekla-
hevorrichtungen oder durch die Art der Benutzung
9ine äußere Erscheinung zu geben, welche das gute
Aussehen des Hauses beeinträchtigt.
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werkeigentümer mit Kellerabteilen ausserhalb der
Luftschutzkeller haben diesfalls ihre Abteile mit
den von der Räumungsanordnung Betroffenen zu
teilen.

2. Den jeweiligen Eigentümern der Siockwerkeinhei-
ten Nr. 204 im Haus 2 sowie Nrn. 502, 503, 504
und 505 im Haus 5 steht an den ihnen gemäß
grüner Einzeichnung im Aufteilungsplan zugewie-
senen Gartenf lächen ein ausschließliches und
alleiniges Benützungsrecht zu.
Die zugewiesenen Abschnitte dürfen von den
Berechtigten nicht durch tote Einfriedigung ein-
gezäunt werden. Sie sind ordnungsgemäß zu
unterhalten. Sofern die Berechtigten dieser Ver-
pflichtung nicht nachkommen, ist die Verwaltung
befugt, die erforderlichen Unterhaltsarbeiten auf
Rechnung der betreffenden Stockwerkeigentümer
zu veranlassen.

3. Die an den Fassaden angebrachten Balkone kön-
nen von den jeweiligen Eigentümern der Stock-
werkeinheiten ausschließlich benützt werden,
durch welche sie betreten werden können.

4. Die gemeinschaftlichen Räume (Wäschküche,
Trocken- und Einstellräume) in den Erdgeschoßen
der Häuser 2 und 5 stehen nur den Eigentümern
der Stockwerkeinheiten jener Häuser zur Ver-
fügung, in denen sie sich befinden. Die betreffen-
den Eigentümer haben anderseits auch allein für
die Betriebskosten, den Unterhalt und den even-
tuellen Ausbau dieser Räume und Einrichtungen
besorgt zu sein.

5. Diese Sondernutzungsrechte sind nicht als Dienst-
barkeiten ins Grundbuch aufgenommen. Sie kön-
nen nur mit Zustimmung der berechtigten Stock-
werkeigentümer beschränkt oder aufgehoben wer-
den.

Art. 1 2 - Hauswartwohnung

Die 4t/z-Zimmerwohnung im 1. Obergeschoß des
Hauses 2 ist gemeinschaftliches Eigentum. Sie soll
dem Hauswart zur Verfügung stehen. Solange sie als
Hauswartwohnung verwendet wird, sind alle auf sie
entfallenden Kosten einschließlich der Beiträge für
Heizung und Warmwasser von allen Stockwerk-
eigentümern im Verhältnis ihrer Wertquoten zu be-
zahlen.

Art. 13 - Sorgfaltspllicht

ln der Benützung der gemeinschaftlichen Anlagen
und Einrichtungen, wie der Heizung, Warmwasser-
anlage, der Personenaufzüge, der Waschküchen,
Wasch- und Trockenmaschinen, Wäschehänge usw.,
hat sich jeder Stockwerkeigentümer an die dafür auF
gestellten besonderen Gebrauchsanweisungen zu
halten, sich jeder übermäßigen oder unnötigen Be-
anspruchung zu enthalten und im Gebrauch Scho-
nung, Sorgfalt und Rücksicht walten zu lassen.

Art. 14 - Hausordnung

Die Verwaliung wird - soweit notwendig oder nütz-
lich - ergänzende Vorschriften im Rahmen einer
Hausordnung festlegen. Die Hausordnung kann durch
Beschluß der Versammlung der Stockwerkeigentü-
mer mit einfacher Mehrheit abgeändert werden.

Art. 15 - Schadenmeldung

Erlangt ein Stockwerkeigentümer von Gefahren Kennt-
nis, welche dem Grundstück, den Bauten darauf oder
Einrichtungen darin drohen, so hat er sofort der Ver-
waltung Mitteilung zu machen. Greift die Verwaltung
nicht ein, so hat jeder Stockwerkeigentümer das
Recht,
a) von sich aus auf Kosten der Gesamtheit die Maß-

nahmen zu ergreifen, die soforl getroffen werden
müssen, um die Sache vor drohendem oder wach-
sendem Schaden zu bewahren.
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Die Kosten werden in Form eines. Betriebskostenan-
teils quartalsweise zum voraus erhoben unO aui'Oie
Stockwerkeigentüm9r verteilt. D.ie. zur RnwenAung
gelangenden Aufteilungsschlüssel sind in Art. 19 iöst-
gelegt.
Die Schlußabrechnung wird nach Abschluß des Ge-
schäftsjahres vorgenommen; Nachforderungen oder
Rückvergütungen schuldet der, bzw. gehören dem
Stockwerkeigentümer, der am Ende des betreflenden
Geschäftsjahres im Grundbuch eingetragen ist.

Art. 17 - Kostentragung in Sonderfällen

Die Kosten des Unterhalts, der Reparaturen und des
evtl. Ausbaus von gemeinschaftlichen Teilen und Ein-
richtungen, welche nur einem Teil der Stockwerk-
eigentümer offenstehen, werden unter den Stock-
werkeigentümern dieser Gruppe verteilt.

Art. 18 - Erneuerungsfonds

Zur Verteilung der Kosten größerer Unterhaltsarbei-
ten auf mehrere Jahre wird ein Erneuerungsfonds ge-

schaffen, über dessen Verwendung die Eigentümer'
versammlung beschließt.
Die Speisung dieses Fonds wird jährlich v,o1 !er1r'
dentliöhen Generalversammlung für das nächste Ge'

schäftsjahr festgelegt.
Der Fonds wie die Fondserträge gehören der. Ge'
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Art. 20 - Versicherung
alle Gebäudeversicherungen sowie die Hauseigen-
iümerschafts-Haltpflichtversicherung sind Sache der
Gemeinschaft der Stockwerkeigentümer. Ein Stock-
yyerkeigentümer, der seine Stockwerkeinheit mit aus-
serordentlichen Aufwendungen ausgebaut hat, muß,
urn die entsprechende Schadendeckung zu erlangen,
einen zusätzlichen Prämienanteil entrichten oder auf
eigene Rechnung zusätzliche Versicherungen ab-
schließen.

Aft,'21 - Träger der Verwaltung
Träger der Verwaltung ist eine von der Gemeinschalt
zu bezeichnende natürliche oder juristische Person,
die nachstehend als Verwaltung bezeichnet wird.

Art. 22 - Eigenlüme rversammlu n g
und Stimmrecht

Die Eigentümerversammlung beschließt in allen An-
gelegenheiten der Gemeinsbhaft, soweit nicht durch
Gesetz, Begründungsakt oder durch dieses Regle-
ment die Zuständigkeit der Verwaltung gegeben ist.
Jeder Stockwerkeigentümer verfügt über soviele Stim-
men, als ihm Stockwerkeinheiten gehören. Die Eigen-
tümerversamrnlung entscheidet mit einfacher Mehr-
heit der anwesenden oder vertretenen Stockwerkein-
heiten.
Vorbehalten bleiben die qualifizierten Mehrheiten, die
im Gesetz oder in diesem Reglement vorgeschrieben
sind.
Steht eine Stockwerkeinheit im gemeinschaftlichen
Eigentum mehrerer Personen, so haben diese in der
Eigentümerversammlung nur eine Stimme, zu deren
Abgabe sie einen Vertreter zu bezeichnen haben.
Wird an einer Stockwerkeinheit oder an einzelnen
Räumen derselben eine Nutznießung oder ein Wohn-
recht begründet, so übt der Nutznießer oder Wohn-
berechtigte das Stimmrecht in der Eigentümerver-
sammlung aus, sofern nicht zwischen ihm und dem
Eigentümer eine andere Regelung vereinbart ist.

Art.23 - Ordentliche und außerordentllche
Versammlungen

Die Eigentümerversammlung lindet ordentlicherweise
einmal im Jahr statt, und zwar innert sechs Monaten
nach Abschluß des Geschäftsjahres, welches je-
weils am 30. Sept. eines Jahres endet.
Außerordentliche Versammlungen finden statt, so oft
die Verwaltung es für nötig erachtet oder wenn ein
Fünftel der Stockwerkeigentümer dies verlangt.

Art. 24 - Einberulung
Die Versammlung wird von der Verwaltung einberu-
ten. Die Stockwerkeigentümer sind schriftlich unter
Beachtung einer 14tägigen Frist einzuladen. Mit der
Einladung hat die Verwaltung die Traktanden bekannt
zu geben. Ergänzungen zur Traktandenliste sind ihr
bis spätestens 10 Tage vor der Versammlung schrift-
lich einzureichen Die Verwaltung hat diese Ergänzun-
gen bis spätestens 5 Tage vor der Versammlung allen
Stockwerkeigentümern zu eröffnen. Über Anträge, die
nicht in der vorbeschriebenen Weise bekannt gemacht
wurden, kann die Versammlung nicht Beschluß fas-
sen.
Für jede Versammlung muss ein Protokollführer be-
zeichnet werden, der nicht Stockwerkeigentümer zu
sein braucht. Das Protokoll ist nach erfolgter Geneh-
migung vom Protokollführer, von der Verwaltung als
Vorsitzende bzw. von einem an deren Stelle den Vor-

sitz führenden Stockwerkeigentümer und einem
stimmberechtigten Versammlungsteilnehmer zu unter-
zeichnen. Das Protokoll ist von der Verwaltung oder
von dem den Vorsitz führenden Stockwerkeigentümer
aufzubewahren.

Art. 25 - Beschlußfählgkeit
Die Versammlung ist beschlußfähig, wenn die Hälfte
aller Stockwerkeinheiten mit der Hälfte aller Anteile
vertreten ist.
Wird dieses Quorum nicht erreicht, so ist eine zweite
Versammlung einzuberufen, die nicht vor Ablauf von
zehn Tagen seit der ersten stattfinden darf.
Die zweite Versammlung ist beschlußfähig, wenn der
dritte Teil aller Stockwerkeinheiten vertreten ist.
Jeder Stockwerkeigentümer kann seinen Anteil durch
einen Dritten mittels schriftlicher Vollmacht vertreten
lassen.
Stockwerkeigentümer, die ihren Wohnsitz im Ausland
haben, haben einen ständigen Vertreter im lnland zu
ernennen und diesen Vertreter der Verwaltung be-
kannt zu geben.

Art. 26 - Einlache Mehrheit der Anwesenden
Die Mehrheit der an der Versammlung vertretenen
Stockwerkeinheiten ist maßgebend für sämtliche Be-
schlüsse, welche keine qualifizierte Mehrheit erfor-
dern, insbesondere für:
a) die Genehmigung des Geschäftsberichtes und der

Jahresrechnung über das abgelaufene Geschäfts-
jahr;

b) die Genehmigung des Budgets für das neue Ge-
schäftsjahr;

c) die Entlastung der Verwaltung;
d) die Beschlüsse über die Durchführung der zur Er-

haltung des Wertes und der Gebrauchsfähigkeit
des Grundstückes und des Gebäudes nötigen Un-
terhalts-, Reparatur- und Erneuerungsarbeiten, die
über das Budget hinausgehen und von der Verwal-
tung wegen ihrer Dringlichkeit nicht schon von
sich aus angeordnet werden mußten;

e) die Wahl der Verwaltung;
f) die allfällige Wahl einer Delegation von Stock-

werkeigentümern (siehe Art. 32);
g) den Beschluß, die Verwaltung zur Durchführung

eines Prozesses zu ermächtigen (vorbehalten
bleibt Art. 27);

h) gewöhnliche Verwaltungshandlungen, sofern keine
Verwaltung bestellt ist.

Atl,27 - Elnlache Mehrheit aller und nach
Anteilen

Die Mehrheit aller Stockwerkeinheiten und die Mehr-
heit nach Anteilen sind maßgebend für:

a) Anderung des Verwaltungsreglementes;
b) Einleitung eines Prozesses auf Ausschließung

eines Stockwerkeigentümers im Sinne von ZGB
Art. 649 b;

c) die Kündigung des Verwaltungsvertrages und die
Abberufung der Verwaltung aus wichtigen Grün-
den;

d) bauliche Maßnahmen, die nützlich aber nicht not-
wendig sind;

e) wichtigere Verwaltungshandlungen im Sinne von
ZGB Art.647 b;

l) die Begründung oder Löschung von Grunddienst-
barkeiten zu Lasten oder zu Gunsten der Gesamt-
liegenschatt;

g) die Veräußerung von Teilen der unüberbauten
Grundstückfläche zwecks Vornahme von Grenz-
bereinigungen sowie lür ölfentliche Bauten, bei
welchen das Expropriationsrecht gegeben ist.

Art. 28 - Elnstimmlgkeit

Die Zustimmung aller Stockwerkeigentümer ist er-
forderlich für:



Arbeiten irgendwelcher Art, die lediglich oder vor-
wiegend der Verschönerung, der Bequemlichkeit des
Gebrauches oder der Ansehnlichkeit der Sache die-
nen (luxuriöse Aufwendungen);

Art.29 - Anderung des Begründungsaktes
Die Anderung des Begründungsaktes sowie jener
Teile des Reglements, welche Bestimmungen des Be-
gründungsaktes wiedergeben, kann nur mit Zustim-
mung von 800/o der Stockwerkeinheiten sowie der
allenfalls in ihren eigenen Rechten unmittelbar be-
troffenen Stockwerkeigentümer beschlossen werden.

Art. 30 - Schriltliche Beschlusslassung
Die Stockwerkeigentümer können bei Einstimmigkeit
durch schriftliche Erklärung aller Stockwerkeigen-
tümer ohne Versammlung Beschluss fassen.

Art. 31 - Beschlusslassung über
gemelnschaltliche Räume

Beschlüße im Sinne von Art. 647a-d ZGB ,über die
Benützung, den Unterhalt und den Ausbau der in
Art. 11, Abs. 4 erwähnten Räume und ihrer Einrich-
tungen - mit Ausnahme von Wiederaufbauarbeiten

- werden von der Versammlung der Stockwerk-
eigentümer der betreffenden Häuser mit der Mehr-
heit der Stockwerkeigentümer und der Mehrheit der
Miteigentumsanteile gefasst. Für die Einberufung und
die Beschlußfassung solcher Versammlungen gelten
Art.24, 28 und i]0 dieses Reglementes analog.

Art.32 -Der Ausschuß' der Stockwerkelgentümer
Die Eigentümerversammlung kann einen Ausschuß,
bestehend aus einem oder mehreren Stockwerkeigen-
tümern, für ein bis zwei Jahre wählen. Dieser wird
von der Verwaltung zur Betreuung wichtiger Angele-
genheiten herangezogen. lhm steht insbesondere die
Vorberatung der Geschäfte der Eigentümerversamm-
lung zu. Er überprüft die Geschäftsführung der Ver-
waltung und stellt der Eigentümerversammlung An-
trag über deren Genehmigung und über die Entla-
stung der Verwaltung.
Sofern die Verhältnisse es erfordern, können auch
mehrere Ausschüsse mit gesonderten Aufgabenbe-
reichen gebildet werden.

Art. 33 - Die Verwaltung
Mit der Verwaltung ist bis 30. 9. 1983 die Park-
Verwaltungs AG in Baden betraut. Der Verwaltungs-
vertrag verlängert sich jeweils um fünf Jahre, wenn
er nicht ein Jahr vor Ablaul gekündigt wird.
Die Verwaltung kann bei Vorliegen wichtiger Gründe
abberufen werden. Liegen die wichtigen Gründe nicht
bei ihr selbst, so bleiben ihr Schadenersatzansprüche
jeder Art vorbehalten.
Lehnt die Eigentümerversammlung die Abberufung
der Verwaltung aus wichtigen Gründen ab, so kann
jeder Stockwerkeigentümer binnen Monatsfrist die
richterliche Abberufung und Ersetzung verlangen.

Art. 34 - Rechte und Pfllchten der Verwaltung
Die Verwaltung hat die im Gesetz umschriebenen Auf-
gaben zu erfüllen (Ar1.712 s und t ZGB).
Sie hat insbesondere die gewöhnlichen Verwaltungs-
handlungen im Sinne von Art. 647 a ZGB vorzuneh-
men.
Des weiteren hat sie alle Unterhalts-, Wiederherstel-
lungs- und Erneuerungsarbeiten im Sinne von Arl.647
c ZGB zu veranlassen und zu überwachen, soweit
dies für die Erhaltung des Wertes und der Gebrauchs-
fähigkeit der Anlagen nötig ist. Vorbehätflich der
dringlichen Maßnahmen zur Abwehr oder BeseitF
gung von Schädigungen hat sie sich dabei an das
Budget zu halten.
Sie ist verpflichtet, die Garantiearbeiten zu veranlas-
sen und deren Ausführung zu überwachen.
Sie hat der Eigentümerversammlung alljährlich einen
Bericht über die Geschäftsführung zu erstatten und
die Jahresrechnung sowie ein Budget vorzulegen.

Sie hat den Stockwerkeigentümern über gemeins^r.,
I iche An gelegenheiten -jederzeit eust,irii iü'"""j|fr

ffiir!ff. EiÄblick in di-e einschlasisen nrte ;;!fl
Die Verwaltung hat den aus den Beiträgen der Sr^.
werkeisentümör zu aurneno;; Er;;Gil;ö,i.t3.$
verwalten.
Den gesamten Geldverkehr wickelt die Verwatrr
über -d ie Konten der Eisentü m"JsdÄiÄ;'häii'U1
Banken oder über Postcheck ab. Der Verwaltuni 96.liegt die gute Führung. aller.Bücher und Registei dsrGemeinschaft sowie die Ordnung und Aufbewahn'
des gesamten BestandeÄ än-sücnein, 
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Akten.
Die Verwaltung stellt den Hauswart an.und überwacht
die ordnungsgemäße Erfüllung aller Hauswartauigq-
ben.

Art. 35 
-Allgemelne 

Ausschlußgründe
Ein Stockwerkeigentümer kann aus der Gemeinschaft
ausgeschlosser werden, wenn.er.seine Pflichten ge-
genüber der Gemeinschaft gröblilh und tortgesätzt
verletzt oder wenn er selber oder. Personen, denen er
den Gebrauch seiner Slockwerkeinheit oder einzelner
Räume derselben überlassen hat, oder für die er ein.
zustehen hat, sich gegenüber Eigentümern oder Be-
wohnern anderer Stockwerkeinheiten ein dermaßen
ungebührliches Betragen hat zuschulden kommen
lassen, daß diesen die Fortsetzung der Gemeinschaft
nicht zugemutet werden kann.

Art. 36 - Spezlelle Ausschlußgründe
lm besonderen kann ein Ausschluß aus lolgenden
Gründen erfolgen:
1. wenn der Stockwerkeigentümer die Verpflichtung

zur ordnungsgemäßen lnstandhaltung der ihm ge-
hörenden Stockwerkeinheit dauernd und schwer
verletzt, so daß darunter der bauliche Zustand
des Hauses leidet oder dessen äußere ErscheF
nung beeinträchtigt wird;

2. wenn er sich beharrlich der Vornahme von Wieder-
herstellungs- und Erneuerungsarbeiten an gemein-
schaftlichen Bauteilen und Einrichtungen innerhalb
seiner eigenen Stockwerkeinheit widersetzt;

3. wenn er für die Gemeinschaft oder für einzelne
Stockwerkeigentümer nachteilige Anderungen an
gemeinschaftlichen Grundstück- oder Gebäude'
teilen vorgenommen hat und sich der Wiederher-
stellung des rechtmäßigen Zustandes widersetzl
oder sich weigert, den verursachten Schaden zu
ersetzen;

4. wenn er oder ihm angehörige Personen ein fried-
liches Zusammenleben und einen nachbarlichen
Verkehr, wie er unter Hausgenossen nach Brauch
und guter Sitte üblich ist, durch verletzendes, ge'
walttätiges, arglistiges oäer anstößiges Verhalten
unmöglich machen;

5. wenn är die wiederholte Aufforderung des Verwal'
ters oder eines sonstigen VertreterJder Gemein-

, schaft mißachtet, Persönen, denen er seine Stock'
werkeinheit oder Teile deiselben zum Gebrauch
überlassen hat, wegen ihres unerträglichen Ver'
haltens innert nützlicher Frist aus dem Hause zu

entfernen (vergl. Art. 9).

Art. 37 - Verlahren
Der Ausschluß eines Stockwerkeioentümers erfolgt
durch richterliches Urteil auf Klaqä im ordentlichen
Verfahren, welche mit dei eintäi"nän Mehrheit all€r
übrigen Stockwerkeinheiten näcn Stimmen und An-

teilen beschlossen wird (vergl. Art. 27).
Erkennt der Richter aut Äuislniun dei Bet<tagten, s!
verurteilt er ihn zur Veräußerunq seines Anteils uno

ordnet für den Fall, oaß äei Anieif nl.nt binnen der

angesetzten rrist veraudJrt'tiriiä,'ää'J."i öffentlF
chä Versteigerung nach'-äen üoü"nrit1än über die

Zwangsversteigerung von Grundstücken an.
Dieses Verwaltungsreglement ist im Gründbuch an'
gemerkt.

Die gevotlmächti9!e;
Baden, im Juli 1973 PARK-IMMOBILIEN At'


